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Den Nachwuchstalenten

„eine starke, gemeinsame

Stimme“ verschaffen, „um

Innovation, Austausch und

Fortschritt in der Branche zu

fördern“. Das will der Förder-

verein der Deutschen Immo-

bilienwirtschaft und hat das

MAT-Netzwerk und den MAT-

Award ins Leben gerufen.

MAT steht für Most Aspiring

Talent. 30 junge Frauen und

Männer bis 30 wurden von ei-

ner Jury ausgewählt, um den

Plänen Leben einzuhauchen.

Das IZ-Magazin „Immobilien-

karriere“ stellt Ihnen die Füh-

rungskräfte von morgen vor.

Zudem hat die IZ hat die

Personalverantwortlichen der

Top-Arbeitgeber der Branche

zum Gipfeltreffen eingeladen.

Sie verraten, wie ihre Unter-

nehmen ticken, was sie von

Mitarbeiter:innen erwarten.

Abgerundet wird das Heft

mit den Ergebnissen der

IZ-Arbeitsmarktumfrage 2021.

Diese zeigen: Der Arbeits-

markt ist enger geworden,

der Berufseinstieg für viele

wieder eine echte Jobsuche.
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Rechtsanwalt
Dr. Lars Kölling von

Rotthege Wassermann

Mietrecht. Ein Mietvertrag, der nicht vom
Eigentümer abgeschlossen wurde, geht nur
dann auf den Erwerber über, wenn die
Vermietung mit Zustimmung des
Eigentümers und in dessen alleinigem
wirtschaftlichen Interesse erfolgt ist.

BGH, Urteil vom 27. Oktober 2021,
Az. XII ZR 84/20

Kauf bricht Miete, wenn der
Verkäufer nicht Vermieter ist
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DER FALL

Ein Dritter schließt ohne Zustimmung des
Eigentümers einen langfristigen Mietver-
trag über ein Grundstück; dem Eigentü-
mer fließen hieraus keine Mietzahlungen
zu. Im Jahr 2008 veräußert der Eigentümer
das Grundstück, und der Erwerber teilt
dem Mieter mit, dass die Mietzahlungen

ab sofort an ihn zu erfolgen haben. Dem
folgt der Mieter. Anfang 2017 kündigt der
neue Eigentümer das Mietverhältnis
ordentlich, obwohl die Festlaufzeit noch
läuft, und verlangt die Herausgabe der
Mietsache. Zu Recht?
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DIE FOLGEN

Ja! Der Käufer ist trotz Eigentumsüber-
gang amGrundstück nicht in denMietver-
trag eingetreten. Nach dem Wortlaut fin-
det § 566 Abs. 1 BGB („Kauf bricht nicht
Miete“) nur dann Anwendung, wenn das
vermietete Grundstück durch den Ver-
mieter veräußert wird, was hier nicht der
Fall ist. Eine analoge Anwendung kommt
nur in Betracht, wenn die Vermietung des
Grundstücks mit Zustimmung des Eigen-
tümers und in dessen alleinigem wirt-
schaftlichen Interesse erfolgt und der Ver-
mieter kein eigenes Interesse am Fortbe-
stand des Mietvertrags hat. Das Interesse
desMieters, nach demVerkauf gegenüber
dem Erwerber zum Besitz berechtigt zu
sein, genügt hierfür nicht. Wenn der

Eigentümer der Vermietung zugestimmt
hat, muss er bei einer wirtschaftlichen
Betrachtungsweise gleichsam als Vermie-
ter anzusehen sein. Hier lagen der
Abschluss und die Durchführung des
Mietvertrags nicht im alleinigen wirt-
schaftlichen Interesse des Eigentümers,
u.a. weil er keine Mietzahlungen erhalten
hat. Der Dritte ist bei Abschluss des Miet-
vertrags auch bei einer wirtschaftlichen
Betrachtungsweise nicht für den Eigentü-
mer aufgetreten. Demzufolge ist (nur)
ein konkludenter, also durch entspre-
chendes Handeln, und auf unbestimmter
Zeit geschlossener Mietvertrag zustande
gekommen, der damit jederzeit ordentlich
kündbar war.
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WAS IST ZU TUN?

Sind Eigentümer undVermieter nicht per-
sonenidentisch, läuft der Eigentümer
Gefahr, dass er keinen langfristig
geschlossenen Mietvertrag liefern kann,
falls er das vermietete Grundstück ver-
kauft. Auch für den Erwerber und den
Mieter besteht das Risiko, dass das Miet-
verhältnis nach erfolgter Eigentumsum-
schreibung nur als konkludent und auf
unbestimmte Zeit geschlossen gilt und

dann jederzeit mit ordentlicher Frist
kündbar ist (§ 580a BGB). Je nach Interes-
senlage sollte also im Falle der Grund-
stücksveräußerung eine gesonderte Über-
leitung des Mietverhältnisses auf den
Erwerber vereinbart werden, um etwaige
Unwägbarkeiten hinsichtlich der An-
wendbarkeit des § 566 BGB ausschließen
zu können. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Roland Fabian von

Bryan Cave
Leighton Paisner

Quelle: BCLP

Steuerrecht. Wird ein Hotelmietvertrag so
geändert, dass die Mitvermietung der
Betriebsvorrichtungen beendet und dem
Mieter das Eigentum daran überlassen wird,
kann das zur Versagung der erweiterten
Kürzung der Gewerbesteuer führen.

FG Schleswig-Holstein, Urteil vom 29. September 2021,
Az. 4 K 36/20 (nicht rechtskräftig)

Keine erweiterte Kürzung bei
Inventarpensionsgeschäft
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DER FALL

Die Eigentümerin einer Hotelimmobilie
hat das Objekt an einen Hotelbetreiber
vermietet und dabei die Einrichtung und
Ausstattung des Mietobjekts einschließ-
lich Zubehör mitvermietet. Der Mietver-
trag enthält die übliche Klausel, dass bei
Beendigung des Mietvertrags die Erstein-
richtungsgegenstände in einer Qualität
zurückzugeben sind, die der Einrichtung
und der Erstausstattung des Hotels ent-
sprechen, auch unter der Berücksichti-
gung des Zeitablaufs und der Nutzung.
Nach mehr als 15 Jahren passen die Par-
teien den Mietvertrag an. Die Eigentüme-
rin der Immobilie überträgt das Eigentum
an der Einrichtung an den Mieter, und
dieser verpflichtet sich, bei Beendigung
des Mietvertrags dem Vermieter Einrich-
tung gleicher Art und Güte zurück zu

übereignen, ein „Inventarpensionsge-
schäft“. Eine Anpassung der Mietkondi-
tionen erfolgt nicht. Die Eigentümerin
beantragt die erweiterte Gewerbesteuer-
kürzung nach § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG mit
der Begründung, dass das Inventar nach
der Eigentumsübertragung dem Mieter
gehöre und es nicht mehr entgeltlich
überlassen werde. Auch ein Mietzins
werde für das Inventar nichtmehr gezahlt.
Das Finanzamt lehnt es ab, die erweiterte
Kürzung anzuwenden, da sich durch den
Nachtrag zum Mietvertrag wirtschaftlich
betrachtet nichts geändert hat. Weiterhin
werden Betriebsvorrichtungen entgeltlich
überlassen. Die Eigentümerin verfolgt den
Antrag vor dem FG weiter, bleibt aber
ohne Erfolg. Die Revision ist beim BFH
anhängig (Az. IV R 24/21).
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DIE FOLGEN

Im Wesentlichen scheiterte die Klage
daran, dass der neue Nachtrag, obwohl
der Wert des Inventars eine ganz erhebli-
che Größenordnung hatte, keine Anpas-
sung der Konditionen beinhaltete. Das FG
geht davon aus, dass das Entgelt für die
Nutzungsüberlassung der Einrichtung

wirtschaftlich weitergezahlt wird. Ent-
scheidend ist alleine, dass der Vermieter
demMieter für die Dauer desMietverhält-
nisses entgeltlich Gegenstände überlässt,
die nach ihrer Funktion her unmittelbar
für die Ausübung des Hotelgewerbes
benutzt werden.
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WAS IST ZU TUN?

Unter demGesichtspunkt der wirtschaftli-
chen Betrachtung geht dieses Ergebnis
wohl in Ordnung. Tatsächlich wird in
der Praxis weitgehend empfohlen, die
Betriebsvorrichtungen auf eine andere
Gesellschaft zu übertragen und den Miet-
vertrag aufzusplitten, sodass das Entgelt
für das Inventar nicht an den Vermieter

des Hotelgebäudes entrichtet wird. Die
Entscheidung des Finanzgerichts wäre
vielleicht auch anders ausgefallen, wenn
der Verkauf der Einrichtung entgeltlich
gewesen wäre und der Mietzins für das
Hotel sich im Anschluss um den Mietwert
der Betriebsvorrichtungen gemindert
hätte. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Dr. Martin Schellenberg

von Heuking Kühn
Lüer Wojtek

Quelle: Heuking

muss er dem Wettbewerber mitteilen.

EuG, Urteil vom 1. Dezember 2021,
Rs. T-546/20
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DER FALL

Der Fall betrifft die Beschaffung eines IT-
Systems durch die EU-Kommission. Sie
erhielt zwei Angebote, wobei die Preisdif-
ferenz bei über 6 Mio. Euro lag. Die zweit-
platzierte Bieterin behauptete, ihre Kon-

kurrentin betreibe „Sozialdumping“ und
müsse daher ausgeschlossen werden. Die
Kommission teilte ihr daraufhin mit, es
bestünden bei der Konkurrentin keine
Anhaltspunkte für diesen Vorwurf.
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DIE FOLGEN

Diese Begründung reicht nicht aus, so das
EuG (Gericht der Europäischen Union).
Der Auftraggeber muss bei Verdacht auf
ein „Unterkostenangebot“ in zwei Stufen
prüfen. Zunächst ist zu klären, ob das
Angebot tatsächlich ungewöhnlich nied-
rig ist. Bei einer erheblichenPreisdifferenz
zum Nächstplatzierten ist das grundsätz-
lich der Fall. Dann muss der Bieter zur
Stellungnahme aufgefordert werden.
Räumt er mit seiner Erklärung den Ver-
dacht aus, dass er das anwendbare Recht

„bei der Vergütung seines Personals, der
Sozialversicherungsbeiträge, der Einhal-
tung der Bestimmungen über die Sicher-
heit und den Gesundheitsschutz am
Arbeitsplatz“ missachtet, kommt ein Aus-
schluss nicht in Betracht. Der Auftragge-
ber hat den rügenden Konkurrenten über
die Prüfung zu informieren. Es reicht
nicht, ihm das negative Prüfungsergebnis
mitzuteilen. Das Gericht rechtfertigt dies
damit, dass die Verwaltung grundsätzlich
ihre Entscheidungen begründen muss.
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WAS IST ZU TUN?

Der Fall betrifft zwar das europäische
Haushaltsrecht, die Entscheidung wird
aber Auswirkungen auch auf die deutsche
Rechtslage haben. Künftig werden sich
öffentliche Auftraggeber nicht mehr
darauf zurückziehen können, die Unter-
kostenprüfung habe keine Beanstandung
ergeben. Sie werden vielmehr Einzelhei-
ten des Prüfungsergebnisses bekanntge-
ben müssen. Relevant ist das insbeson-
dere im Baubereich. Dort haben Bieter
Anspruch, die Endbeträge ihrer Konkur-
renten zu kennen. Sie wissen also von auf-
fälligen Preisdifferenzen, Nachfragen sind
relativ häufig. Es ist aber offensichtlich,
dass die Informationspflicht im Span-
nungsfeld zu dem Vertraulichkeitsgebot

in Bezug auf die unternehmensinterne
Kalkulation steht. Die Behörde darf dem
Konkurrenten diese Kalkulation nicht
offenlegen. Auftraggeber unterliegen künf-
tig erweiterten Informationspflichten bei
Anfragen wegen Unterkostenangeboten.
Auf der anderen Seite eröffnen sich Spiel-
räume für Bieter, die glauben, dass ihre
Konkurrenten solche abgegeben haben.
Sie müssen sich nicht mehr mit der Aus-
sage zufrieden geben, die Prüfung

 
 
Vergaberecht. Bei dem Vorwurf, ein 
Angebot sei nicht auskömmlich kalkuliert, 
trifft den Auftraggeber eine umfassende 
Nachforschungs- und Begründungspflicht. 
Die Begründung für seine Entscheidung 

habe
keine Anhaltspunkte erbracht. Sie haben
Anspruch auf aussagekräftige Infor-
mationen, die sie in die Lage versetzen zu
entscheiden, ob sie den Rechtsweg be-
streiten wollen. (redigiert von Anja Hall)

Rechtsanwalt
Dr. Martin Fleckenstein

von Luther
Quelle: Luther

Öffentliches Recht. Für Grundbuchanträge
auf Begründung von Wohn- oder
Teileigentum in Gebieten mit angespannten
Wohnungsmärkten gilt die Rechtslage zum
Zeitpunkt der Antragstellung.

KG Berlin, Beschluss vom 16. November 2021,
Az. 1W 347/21

Bei Umwandlungsverbot zählt der
Zeitpunkt der Antragstellung
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DER FALL

Die Beschwerdeführer beantragten beim
Grundbuchamt Berlin-Charlottenburg die
Begründung von Wohn- und Teileigen-
tuman ihremGrundstück.DasAmt lehnte
dies durch Zwischenverfügung mit der
Begründung ab, dass ein Eintragungshin-
dernis bestehe. Nach Auffassung des
Grundbuchamts ist für die Eintragung
eine Genehmigung gemäß § 250 Abs. 1
Satz 1 Baugesetzbuch (BauGB) i.V.m. der

Berliner Umwandlungsverordnung erfor-
derlich gewesen.DasGrundstück befindet
sich im Anwendungsbereich dieser Ver-
ordnung, nach der für die Begründung
oder Teilung von Wohnungs- bzw. Teilei-
gentum in Gebieten mit angespanntem
Wohnungsmarkt ein Genehmigungsvor-
behalt gilt. Gegen die Zwischenverfügung
reichten die Grundstückseigentümer
Beschwerde beim Kammergericht ein.
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DIE FOLGEN

DasKammergericht hob die Zwischenver-
fügung des Grundbuchamts auf. Ein
Genehmigungserfordernis ergibt sich
nicht aus der ersten Berliner Umwand-
lungsverordnung vom 3. August 2021, da
diese mangels ordnungsgemäßer Begrün-
dung nichtig ist. Die nach dem Gesetzes-
wortlaut erforderliche Begründung muss
zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Ver-
ordnung öffentlich bekannt gemacht wor-
den sein, was der Berliner Senat versäumt
hatte. Auch aus der zweiten Berliner

Umwandlungsverordnung folgt keine
Genehmigungspflicht, da der Antrag der
Beschwerdeführer bereits vor deren
Inkrafttreten am 7. Oktober 2021 beim
Grundbuchamt eingegangen war. Es
kommt in analoger Anwendung des § 878
BGB nur auf Eintragungshindernisse zum
Zeitpunkt der Antragstellung an. Das
Kammergericht führt damit die Recht-
sprechung des BGH zur vergleichbaren
Situation bei erhaltungsrechtlichen Ge-
nehmigungsvorbehalten fort.
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WAS IST ZU TUN?

Der Beschluss des Kammergerichts stellt
klar, dass für Grundbuchanträge auf
Begründung von Wohn- oder Teileigen-
tum im Anwendungsbereich einer
Umwandlungsverordnung nach § 250
BauGB die Rechtslage zum Zeitpunkt der
Antragstellung maßgeblich ist. Dies hat
Folgen für Eigentümer, deren Antrag vor
Inkrafttreten der zweiten, nunmehr wirk-
samen Berliner Umwandlungsverord-
nung beim Grundbuchamt eingegangen
ist. Sie benötigen keine Genehmigung

nach § 250 Abs. 1 Satz 1 BauGB und kön-
nen erfolgreich dagegen vorgehen, wenn
das Grundbuchamt die Eintragung
ablehnt. Auch Eigentümer von Wohnge-
bäuden in anderen Bundesländern, die
einen Antrag auf Begründung von Wohn-
oder Teileigentum gestellt haben oder
dies beabsichtigen, sollten etwaige Eintra-
gungshindernisse genau prüfen, insbe-
sondere dann, wenn ihr Grundstück in
einem Gebiet mit angespanntem Woh-
nungsmarkt liegt. (redigiert vonAnjaHall)

ANZEIGE

Quelle: Rotthege Wassermann Urheber: Matthias Olbrich


